
Was  ist  eigentlich
Radikalfeminismus?
von Leonie Schmidt

Im Januar kam es zu Angriffen von Radikalfeministinnen auf die Grünen-
Abgeordnete  Tessa  Ganserer,  da  sie  eine  trans  Frau  ist  und  über  die
Frauenliste der Grünen in den Bundestag einzog. Dieser Shitstorm wurde
unter anderem angeführt von der EMMA, der Zeitung von Alice Schwarzer.
Man beschwerte sich darüber, dass es „biologischen Frauen“ so schwerer
gemacht  würde,  in  die  Politik  zu  kommen,  Tessa  Ganserer  wurde  ihre
Identität abgesprochen und für ihr Aussehen beleidigt. Auch selbsternannte
Linke zogen mit. Das ist eine Entwicklung, die in den letzten Monaten vor
allem  online  immer  sichtbarer  wird:  Radikalfeministinnen  greifen  trans
Personen an und versuchen Transfeindlichkeit innerhalb der Linken wieder
salonfähig  zu  machen.  Dieser  Artikel  soll  einen  Überblick  über  die
theoretischen  Grundsätze  und  Fehlanalysen  dieser  Strömung  geben  und
aufzeigen, warum eine revolutionäre marxistische Bewegung sich klar gegen
diese positionieren muss.

Aber was ist überhaupt Radikalfeminismus?

Der  Radikalfeminismus  ist  eine  Strömung  des  bürgerlichen  Feminismus,
welche sich in den 60er-70er Jahren entwickelte. Die Anhängerinnen kamen
aus der Neuen Linken und der Bürgerrechtsbewegung und kritisierten, dass
ihre Unterdrückung auch innerhalb der linken Bewegungen, genauso wie in
der  restlichen  Gesellschaft  anhielt.  Somit  prägten  sie  den  Slogan  „Das
Private ist politisch.“ Anhängerinnen des radikalen Feminismus behaupten,
dass die Unterdrückung von Frauen die erste und primäre Unterdrückung sei
(im Gegensatz zur kapitalistischen Ausbeutung durch Besitzverhältnisse), sie
machen  ihre  erlebte  persönliche  Erfahrung  zur  Politik.  Relevante
Themengebiete der radikalfeministischen Theorie beziehen sich stark auf den
weiblichen  Körper,  bspw.  Abtreibung,  sexualisierte  Gewalt,  Prostitution,
Schönheitsideale.  Wenngleich  sie  Geschlechterrollen  als  das  eigentliche
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Problem  anerkennen  und  sie
diese abschaffen wollen, haben sie nicht grundsätzlich einen revolutionären,
antikapitalistischen Ansatz, sondern sind
viel mehr auf einer sehr individuellen Ebene politisch aktiv. Zu Gute halten
kann man der  Bewegung,  dass  sie  die  gesellschaftsdurchdringende  rape
culture in eine breite Öffentlichkeit getragen hat und dass ihre Forderungen
nach Abschaffung der Geschlechterrollen zumindest etwas radikaler sind, als
für andere bürgerlichen Feminismen üblich.

Doch der Radikalfeminismus hat aus unserer Sicht viele Fehlanalysen und
Probleme. Der eigentliche Hauptfeind laut ihrer Theorie ist der Mann, doch
inzwischen greifen sie auch immer mehr trans Personen an. Das geht so weit,
dass
RadFems in Großbritannien bspw. trans Personen auf Demos angreifen und
von diesen verweisen wollen, oder eben wie bspw. bei Tessa Ganser, online
shitstorms und Hassattacken lostreten.

Doch woher kommt diese Ablehnung von trans Personen?

1. Radikalfeministischer Materialismus
Wenngleich  sie  von  einem  materiellen  Weltbild  ausgehen,  hat  für  sie
Materialismus eine andere Bedeutung als für Marxist_Innen: materialistisch
bedeutet in ihrem Sinne so etwas wie sichtbar, anfassbar etc., während der
Materialismus im marxschen Sinne sich auch auf den Zusammenhang von
unserem Sein und Bewusstsein bezieht. So sagen wir, dass das Denken der
Menschen,  und schließlich auch die  sexistische Rollenverteilung aus  den
materiellen Verhältnissen der Gesellschaft entsteht. Das würden RadFems
ablehnen,  denn  ihre  Analyse  der  Frauenunterdrückung  beinhaltet  unter
anderem essentialistische Ansätze.

2. Essentialismus und Ursprung der Frauenunterdrückung
Doch was ist Essentialismus? In diesem Kontext bedeutet es, dass Dingen
eine  ihnen  tieferliegende  Eigenschaft  zugeschrieben  wird,  welche  immer
automatisch vorhanden ist. So schreiben Radikalfeministinnen Männern und
vor  allem  ihren  normativen  Genitalien  –  Penissen  –  ein  innewohnendes
Bedürfnis nach Unterdrückung „biologischer Frauen“ nach. Auch wenn das



teilweise abgestritten wird,  ist  es doch offensichtlich,  da sich viele ihrer
Kritiken  gegen  trans  Personen  auf  die  Existenz  „eines  Penisses  in
Frauenräumen“ fokussieren und in der Analyse der Frauenunterdrückung
davon ausgehen, dass diese auch schon vor Klassengesellschaften aufgrund
ihrer Biologie unterdrückt wurden. Das ist  jedoch eine falsche Annahme,
denn  Körperlichkeiten  der  binären  Geschlechter  sind  ein  Mittel  der
Frauenunterdrückung, jedoch nicht ihr Grund. Aus einer marxistischen Sicht
gehen wir davon aus, dass
der  Grund  für  die  Frauenunterdrückung  im  Besitzverhältnis  der
Produktionsmittel  liegt  und  durch  das  Idealbild  der
bürgerlichen  Familie  aufrechterhalten  wird.  Das  bedeutet,  dass  die
Reproduktion  der  Ware  Arbeitskraft  (Erziehung,
Hausarbeit, Care Arbeit etc.) ins Private gedrängt wird und somit für die
Kapitalist_Innen kostenlos von Frauen erledigt
wird. Darauf bauen die Geschlechterrollen auf, die trotz der Liberalisierung
der bürgerlichen Gesellschaft weiterhin
aufrechterhalten  werden.  Daraus  erklärt  sich  auch trans  Unterdrückung,
denn trans Personen können nicht in die herkömmlichen Geschlechterrollen
gepresst werden und stellen diese damit in Frage

3. Geschlechtsidentität, soziales und biologisches Geschlecht
Radikalfeministinnen leugnen die  Existenz  einer  Geschlechtsidentität  und
behaupten, das soziale Geschlecht sei
gleichbedeutend mit  Geschlechterrollen.  Somit  bleibt  nur das biologische
Geschlecht als Basis der Theorie. Wenngleich
wir  ebenfalls  die  starre  Unterteilung  von  biologischem  und  sozialem
Geschlecht  ablehnen,  welche  von  Judith  Butler
geprägt wurde, tun wir dies aus anderen Gründen: für uns ist das Geschlecht
eine multifaktorielle Kategorie, bestehend
aus verschiedenen Aspekten,  die sich gegenseitig bedingen aber auch in
einem Widerspruch zueinander stehen. Wir
denken, dass das biologische Geschlecht durchaus existent ist,  allerdings
begreifen wir es als Spektrum zwischen den
binären Polen (männlich und weiblich). Diese beiden Pole werden durch die
körperlichen Merkmale, und dem Verhältnis von Testosteron und Östrogen,



bestimmt.  Doch  sowohl  die  körperlichen  Merkmale,  als  auch  die
Geschlechterunterschiede durch Hormone entwickelten sich auch mit den
Klassengesellschaften.  So  stieg  der  Östrogenanteil  aller  Geschlechter
beispielsweise, und sank damit der Muskelaufbau, sobald die Menschen nicht
mehr in der Natur um ihr tägliches Überleben kämpfen mussten. Und auch
mit  der  jahrtausendelang  anhaltenden  Frauenunterdrückung  und  deren
Drängung in die Hausarbeit und Kindererziehung sank der Testosteronanteil
der Frauen, ihre Brüste wuchsen und ihr Muskelaufbau ging zurück. Hier
entstanden sowohl Geschlechterklischees,
als  auch  körperliche  Unterlegenheit  nicht  von  Natur,  sondern  aus  der
Unterdrückung der Klassengesellschaft, an die sich die Natur anpasste. So
ist  das  biologische  und  soziale  Geschlecht  eng  verbunden  mit  den
gesellschaftlich auferlegten Geschlechterrollen, aber es gibt außerdem eine
Geschlechtsidentität,  welche  aus  dem  Verhältnis  zwischen  biologischem
Geschlecht und sozialem Geschlecht bzw. Geschlechterrollen entsteht und
durchaus im Widerspruch zu diesen stehen kann. Die Geschlechtsidentität
existiert also und wird sogar durch die Klassengesellschaft,  insbesondere
dem Kapitalismus bedingt.  So  schrieb  der  Wissenschaftler  John D’Emilio
beispielsweise  in  „Capitalism  and  Gay  Identity“,  dass  der  Aufstieg  des
Kapitalismus die materiellen Grundlagen für die Ergründung von Identität
liefere. Als sich die Produktion immer mehr aus dem häuslichen Kontext in
den  der  Fabriken  und  anderer  Arbeitsplätze  verlagerte,  gewannen  die
Menschen  die  Möglichkeit,  ihr  Leben  auch  außerhalb  der  bürgerlichen
Familie zu führen. Vorher konnte man zwar ein Mann sein,  der Sex mit
Männern  hatte,  aber  die  politische  und  persönliche  Kategorie  „schwul“
existierte  nicht.  Ein  ähnlicher  Prozess  ist  im  Hinblick  auf  die
Geschlechtsidentität  zu  beobachten.

4. Transfeindlichkeit und verschiedene Strömungen des Radikalfeminismus
Aus dieser theoretischen Grundlage und ihren Falschannahmen kommen die
Radikalfeministinnen zu ihrem Ausschluss
von  trans  Personen,  da  sie  ihre  Geschlechtsidentität  als  nicht  existent
erachten und sie somit auch nicht respektieren
wollen.  Al lerdings  gibt  es  auch  hier  verschiedene  Grade  an
Transfeindlichkeit.  Manche  akzeptieren  noch  binäre  trans  Personen  und



verleugnen nur die Existenz nicht-binärer trans Personen (Menschen, die
sich keinem der zwei Pole
männlich oder weiblich zuordnen wollen),  da diese angeblich die binären
Geschlechterrollen für cis Personen verfestigen würden, indem sie für sich
selbst  zusätzliche  Rollen  schaffen  und  somit  die  Richtigkeit  der  binären
Geschlechterrollen auf cis Personen bestätigen würden. Manche schließen
trans  Männer  in  ihren  Feminismus  mit  ein,  da  sie  sie  weiterhin  als
biologische Frauen sehen, andere grenzen sie aus, mit der Begründung, sie
wären einfach misogyn und würden deswegen ihren Körper hassen. So oder
so:  Transfeindlichkeit  ist  im  Rahmen  des  anti-sexistischen  Kampfes  zu
verurteilen.  Nicht  binäre  trans  Personen  und  trans  Personen  ohne
körperliche Dysphorie sind genauso trans wie binäre trans Personen und
ebenso in den Befreiungskampf zu inkludieren.

Wie  bereits  dargestellt,  gibt  es  auch im Radikalfeminismus verschiedene
Theorien und Ausprägungen. Manche sind
zutiefst kleinbürgerlich wie bspw. Alice Schwarzer, andere extrem radikal
(aber immer noch kleinbürgerlich) im Sinne,
dass  sie  jegliche sexuelle  oder  romantische Interaktion mit  Männern als
Kooperation mit dem Unterdrücker (Mann)
ansehen,  wieder  andere  versuchen  sich  positiv  auf  den  Marxismus  zu
beziehen, aber scheitern daran, da sie behaupten,
Frauen wären eine eigene Klasse und zusätzlich wäre zum Klassenkampf ein
eigener Geschlechterkampf nötig. Frauen
sind jedoch keine eigene Klasse, da sie nicht alle den gleichen ökonomischen
Bedingungen unterliegen und somit auch
nicht alle die gleichen Klasseninteressen vertreten können. Beispielsweise
können Frauen der Bourgeoisie zwar von körperlicher Gewalt betroffen sein
(und das ist auch zu verurteilen), aber durch ihren Status sind sie weniger
ökonomisch  abhängig  und  können  sich  bspw.  von  den  Aufgaben  der
Reproduktionsarbeit  freikaufen,  indem sie Servicepersonal  einstellen,  was
Frauen des Proletariats niemals könnten. Das gemeinsame Klasseninteresse
zur Aufhebung der Frauenund LGTBIA-Unterdrückung ist dafür aber eines,
was die Arbeiter_Innenklasse hat.  Somit  kann der Kampf der patriarchal
Unterdrückten nur ein gemeinsamer der Arbeiter_Innenklasse sein.  Denn



erst  die  sozialistische Revolution wird die  materiellen Grundlagen dieser
Unterdrückungsformen und das Patriarchat aulösen können. Somit brauchen
wir eine massenhafte, multiethnische Bewegung aller Unterdrückten unter
Führung der Arbeiter_Innenklasse.

Wir fordern:

Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit, kontrolliert durch Ausschüsse
der arbeitenden Frauen. Gewerkschaften müssen
verstärkt  auf  die  Organisierung  von  Frauen  hinarbeiten  und
Kampagnen  für  diese  Forderung  durchführen

Organisierte Selbstverteidigung von Frauen gegen sexistische und
sexualisierte Übergriffe, auch gemeinsam mit anderen unterdrückten
Gruppen und der  Arbeiter_  Innenbewegung.  Keine  Frau darf  der
Gefahr von Vergewaltigung und Missbrauch ausgeliefert werden.

Schutzräume und Beratungszentren für  Betroffene häuslicher und
sexistischer Gewalt und familiärer Unterdrückung

Für  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit  –  kostenlose  und
flächendeckende Kinderbetreuung, Wäschereien
in Wohnblocks und Kantinen in Betrieben, Stadtteilen und Dörfern.

Für  das  Recht  auf  medizinische  Geschlechtsangleichung  an  die
soziale  Geschlechtsidentität  –  kostenfrei  und  ohne  unnötigen
bürokratischen  Akt!

Gegen  eine  erzwungene  Einteilung  von  Mann  und  Frau.  Es  gibt
Menschen, die können oder wollen sich nicht klar einem der beiden
Geschlechter zuordnen.

Gegen die  Plicht  das  eigene Geschlecht  in  ofiziellen Dokumenten
anzugeben! Für den Ausbau an Unisex-Orten im öffentlichen Raum,
wie Toiletten oder Umkleiden!

Zurückdrängung aller Formen der Rollenklischees, Diskriminierung
und Ausgrenzung in der Jugend und Arbeiter_Innenklasse



„Sprache  formt  Wirklichkeit“  –
Ist das so?
Von Gosha Aurora und Felix Ruga

Sprache ist ein facettenreiches, sich stetig veränderndes Werkzeug, um uns
anderen  Personen  mitzuteilen  und  ermöglicht  so  erst  die  Entwicklung,
Übertragung und den Austausch von Ideen und Konzepten. Da wir nicht per
Gedankenübertragung  kommunizieren  können,  hilft  uns  die  Sprache,
anderen  Menschen  unsere  abstrakten  Ideen  und  Gefühle  zugänglich  zu
machen. Diese Sprache hat sich über lange Zeit entwickelt, die Gesellschaft
hat die Sprache geformt und die Sprache wirkt gleichzeitig auch auf unsere
Gesellschaft zurück. Die verwendete Sprache hat Einfluss darauf, wie etwas
auf uns wirkt und uns beeinflusst. Ein gut untersuchtes Beispiel dafür ist die
gendergerechte  Sprache.  Aus  zahlreichen  Studien  geht  hervor,  dass
Personen bei Verwendung des generischen Maskulinums (verallgemeinernde
Benutzung männlicher Formen) auch öfter an männliche Personen denken.
So  nennen  Befragte  bei  der  Frage  nach  „Lieblings-Sängern“  z.B.  fast
ausschließlich männliche Personen. Wird stattdessen z.B. nach „Lieblings-
Sänger_Innen“  gefragt,  so  ist  der  Anteil  an  genannten  Sängerinnen  viel
höher.  Diese gendergerechte Sprache sorgt  also  dafür,  dass  Frauen und
andere Identitäten sichtbarer gemacht werden, als durch Verwendung des
generischen Maskulinums.  Diese  höhere  Sichtbarkeit  kann Mädchen und
Frauen dabei  bestärken,  sich  bestimmte Aufgaben eher  zuzutrauen oder
Ziele  zu  verfolgen  und  kann  damit  in  individuellen  Lebensläufen  eine
wichtige Rolle spielen und damit auch gesellschaftlich wirken.

Doch was sind die Grenzen von Sprache?

Hierfür ist die Betrachtung des Verhältnisses von Basis und Überbau sehr
praktisch und gehört zu den marxistischen Basics. Jede Gesellschaft muss
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produzieren, um zu überleben. Produktion von notwendigen Gütern ist die
Grundlage dessen, warum Menschen überhaupt miteinander leben und leben
müssen und hat  deswegen schon immer eine  absolute  Ausnahmerolle  in
unserem  Zusammenleben  gespielt.  Deswegen  bezeichnet  man  die
gesellschaftlichen Verhältnisse in der Produktion auch als „Basis“. Menschen
produzieren  aber  nicht  nur  miteinander,  sondern  haben  noch  unzählige
andere Tätigkeiten, Institutionen und Ebenen wie Kunst, Kultur, Religion,
Wissenschaft und (staatliche) Verwaltung. Diesen Stehen auf die ein oder
andere  Art  und  Weise  in  aktivem  Bezug  zur  Basis.  Am  Beispiel  der
Verwaltung erkennt man auch, dass sie einerseits unbedingt notwendig ist,
um  eine  nennenswerte  Produktion  aufrechtzuerhalten,  andererseits  aber
immer  den  Vorgaben  der  Produktion  gehorcht.  Die  Produktion  gibt  die
Rahmenbedingungen und gesellschaftlichen Bedürfnisse vor, weil sie eben
das notwendige im menschlichen Zusammenleben ist. Und so ähnlich ist es
auch  mit  der  Sprache:  Sprache  oder  das  Sprechen  selbst  ist  nicht
lebensnotwendige Produktion. Es ist aber absolut notwendig zum Planen,
Entwerfen  und  Absprechen  im  Arbeitsprozess  und  je  ausgefeilter  und
produktiver der Mensch arbeitet,  desto mehr Zeit hat er auch, komplexe
Dinge zu besprechen. Und je komplexer die Produktion, desto komplexer ist
die Arbeitsteilung und damit auch die Gesellschaft.  Und eine komplexere
Gesellschaft braucht eine komplexere Sprache, um beschrieben zu werden
und  zu  funktionieren.  Sprache  und  Produktion  befruchten  sich  also
gegenseitig, die Produktion nimmt aber dabei die Grundlage ein. Es ist der
ursprüngliche Zweck. Daraus kann man schon mal ziehen, dass zwar durch
die Sprache die Art und Weise verändert werden kann, wie wir die Welt
betrachten und welchen Blick wir  auf  soziale Verhältnisse haben,  jedoch
entstehen Begriffe nicht im luftleeren Raum, sondern sie müssen auch einen
Bezug zur tatsächlichen Umgebung haben, damit sie überhaupt entstehen
und verständlich sind. Außerdem können dadurch materielle Mauern nicht
unmittelbar „wegdefiniert“ werden. Es macht also für die Menschen, die an
Europas Außengrenzen ausharren müssen, keinen Unterschied, ob sie von
unseren Politiker_Innen nun als „Flüchtende“ oder „Asylanten“ bezeichnet
werden.  Und ob nun jetzt  mehr  oder  weniger  Leute  in  der  Gesellschaft
gendergerechte  Sprache  benutzen,  wird  den  Chef  nicht  davon  abhalten,
Frauen  durch  schlechtere  Bezahlung  überauszubeuten.  Die



Machtverhältnisse im Betrieb oder in der bürgerlichen Familie werden durch
eine  veränderte  Sprechweise  nicht  fundamental  angegriffen.  Wenn
Reaktionäre weiterhin ihre Privilegien ausnutzen wollen, wird Sprache daran
nichts ändern können.

Aber welche Rolle spielt die Sprache in unserem Kampf?

Einige Kommunist_Innen lehnen einen Kampf  um Sprache ab,  indem sie
sagen, dass es ja eh nur zum Überbau gehört und man etwas an der Basis, an
den  materiellen  Verhältnisse  verändern  muss,  um  zu  einer  besseren
Gesellschaft zu kommen. Die Idee ist erstmal nicht verkehrt, denn tatsächlich
reicht  es  nicht  aus,  die  Sprache  allein  zu  verändern,  denn  erst  die
Überwindung  aller  Unterdrückungsverhältnisse  kann  unterdrückerischer
Sprache  ein  Ende  bereiten.  Aufgrund  dessen

lehnen  manche  beispielsweise  gendergerechte  Sprache  ab.  Wir  müssen
jedoch den Kampf um eine bessere Welt und die bewusste Benutzung von
Sprache zusammen denken. So kann man Sprache als Werkzeug in unserem
Kampf  sehen.  Eine  respektvolle  und  inklusive  Sprache  vermittelt,  dass
ansonsten diskriminierte Menschen bei uns gesehen werden, dass ihr Kampf
auch unser Kampf ist. Das Benutzen von unterdrückerischer Sprache kann
hingegen reaktionäre Sichtweisen wecken und Menschen abstoßen.  Doch
gerade  die  Diskriminierten  und  Unterdrückten  brauchen  wir  in  den
Bewegungen für materielle Verbesserungen! Darüber hinaus ist es wichtig,
das Kampffeld Sprache

zu  erkennen  und  in  unserem  allgemeinen  Klassenkampf  einzubinden.
Begriffe  können  Sichtweisen  enthalten  und  transportieren,  die  einerseits
inhaltlich  (Terrorist_In  vs.  Freiheitskämpfer_In),  als  auch  durch  implizite
Wertungen  (Geflüchtete  vs.  Asylanten  oder  Arbeitslose_r  vs.  Hartz4-
Empfänger_In)  stark  verschieden  sind.  So  kann  die  Wahrnehmung  von
bestimmten  Ereignissen  und  Gruppen  durch  sogenanntes  „Framing“
verändert  werden.  Insbesondere  die  Neue  Rechte  nimmt  dies  als  ein
wichtiges  Kampffeld  wahr  (z.B.  durch  Begriffe  wie  „Corona-Diktatur“).
Hingegen  ein  positives  Beispiel  aus  der  jüngeren  Zeit  ist  der  Begriff
„Klimakrise“, der vor Allem durch FFF massiv verbreitet wurde. Wenn dieser



Begriff in einer Debatte oder einem Artikel auftaucht, transportiert er auf der
Stelle: „Es gibt ein Problem und dieses Problem drängt!“. Die Entstehung
eines  solchen  Begriffs  ist  nicht  selbstverständlich:  Er  muss  durch
Bewegungen erkämpft werden, damit er in der Gesellschaft benutzt wird und
ihn  auch  alle  so  verstehen,  dass  er  noch  fortschrittlich  ist.  Feindliche
gesellschaftliche  Kräfte  werden  versuchen,  ihrerseits  konkurrierende
Interpretationen oder Begriffe zu produzieren. Dadurch gibt es zwischen den
Klassen und politischen Lagern einen ständigen Kampf um die Sprache, die
den  eigentlichen  Kampf  in  der  Gesellschaft  abbildet  und  rückwirkend
beeinflusst.  Wir  sollten  uns  also  in  kampfkräftigen  und  hörbaren
gesellschaftlichen  Bewegungen  darum  bemühen,  bestimmte  Begriffe  zu
entwerfen und zu verbreiten, um unsere Sichtweisen leichter zugänglich und
intuitiver zu machen. Gerade in einer Welt, in der ein ganzes Argument in
einen Tweet mit 280 Zeichen passen muss, ist es gut, wenn in einem einzigen
Wort schon eine ganze Argumentation steckt.

Corona  und  Querdenken:  Von
gesellschaftlicher
Durchseuchung  und
Hygienemaßnahmen
von Linda Loony

Schaltet  man  den  Fernseher  oder  das  Radio  ein,  so  fällt  auf,  dass  der
thematische Dauerbrenner „Corona“ weitestgehend abgelöst wurde. In der
Tagesschau  bekommt  selbst  der  Wetterbericht  inzwischen  beinahe  mehr
Sendezeit  als  die  Berichterstattung  rund  um  Hygienemaßnahmen  und
Pandemieverlauf  und  die  knappe  Zusammenfassung  des  täglichen
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Infektionsgeschehens wird in den Ohren der pandemiemüden Zuhörer_Innen
nahezu  bedeutungslos.  Hört  man  sich  in  seinem  Umfeld  um,  haben
vermutlich viele bereits den Faden verloren, welche Maßnahmen eigentlich
gelten  –  aber  Corona ist  doch vorbei,  oder?  Zumindest  scheint  dies  die
zentrale  Botschaft  zu  sein,  die  mit  der  Aufhebung  nahezu  aller
Beschränkungen nach dem sogenannten „Freedom Day“ am 20. März gerade
von der Regierung propagiert wird. Obwohl die Zahlen der Neuinfektionen in
Deutschland täglich neue Rekorde erreichen, lautet die Devise „Zurück zur
Normalität“.  Statt  effektiver,  kurzzeitiger  Shutdowns  und  dauerhaftem
Schutz  durch  gezielte  Hygienemaßnahmen,  entschied  sich  die
Bundesregierung  längst  dafür,  geld-  und  ressourcen-„sparend“  das
Pandemietreiben  sich  selbst  zu  überlassen.

Durchseuchung und Profite statt Gesundheitsschutz

In  den  letzten  Monaten  wurde  durch  die  verhängten  Maßnahmen  der
Regierung  immer  offensichtlicher,  dass  es  hierbei  vor  allem  um  die
kurzfristige Verhinderung wirtschaftlicher Einbußen geht, die stets das Wohl
der Bevölkerung zu überwiegen scheinen. So ist es bspw. bereits üblich, dass
in der Schule nur bestätigte Covid-erkrankte Schüler_Innen isoliert werden –
nicht aber ihre direkten Banknachbar_Innen oder engen Kontaktpersonen.
Gleiches gilt für das Arbeitsleben: Isoliert werden nur nachweislich erkrankte
Personen, für deren Haushaltsmitglieder wird hier keine Notwendigkeit mehr
gesehen,  sich  ebenfalls  zu  isolieren.  Die  Folgen  der  immer  weiter
zurückgenommenen  Maßnahmen  sind  deutlich  im  Infektionsgeschehen
sichtbar. So hat Deutschland laut der offiziellen Statistik der WHO aktuell die
weltweit  dritthöchste  absolute  Zahl  der  Neuinfektionen  pro  Woche
gemessen. Auch die Anzahl der durchgeführten PCR-Tests, die ein positives
Ergebnis lieferten, kletterte laut RKI seit Anfang dieses Jahres von ihren
üblichen rund 20% auf knapp 51%. Dies führt zu nie dagewesenen Anzahlen
von  Krankschreibungen.  In  ohnehin  schon  von  Personalmangel  und
Unterfinanzierung gebeutelten Bereichen wie der Pflege oder pädagogischen
Arbeit ist dies fatal. Auch die Annahme, mit der Omikron-Variante lediglich
einen leichten Schnupfen zu bekommen, verharmlost reale Folgen die das
Long-Covid-Syndrom und ignoriert vulnerable, aus gesundheitlichen Gründen



nicht  geimpfte  Gruppen.  Insgesamt  wurde  in  2  Jahren  Pandemie  kein
nachhaltiges,  internationales  Lösungskonzept  etabliert.  Sinnvolle  Schritte
wie  das  regelmäßige  und  niedrigschwellige  Testen,  der  unbeschränkte
Zugang  zu  PCR-Tests  oder  das  Tragen  von  Masken  werden  weiter
zurückgenommen. Statt die in der Gesundheitskrise deutlicher denn je zu
Tage getretene Unterfinanzierung von Gesundheitswesen,  Betreuung und
Bildung anzugehen, weil  es dazu angeblich nicht genug finanzielle Mittel
gebe,  müssen  wir  nun  zuschauen,  wie  von  denselben  Verantwortlichen
Milliarden für  den Krieg und die  Aufrüstung in  Rekordzeit  bereitgestellt
werden.

Die Nebelkerze “Impfkampagne”

Auch  wurde  bis  heute  das  wirksamste  Mittel  gegen  Corona  –  die
Schutzimpfung – in Deutschland, aber vor allem international unzureichend
eingesetzt.  Dabei  lässt  sich  die  Wirksamkeit  der  Impfung  im
Pandemiegeschehen deutlich beobachten: Die Sterblichkeit, auch wenn sie in
Deutschland mit 200-300 Menschen täglich noch immer erschreckend hoch
ist, sank in den letzten Wochen – zumindest in Relation zu der steigenden
Zahl der Erkrankten. Doch der Anteil der geimpften Bevölkerung bleibt seit
Februar auf dem Niveau von 76% und stieg seit November letzten Jahres
kaum mehr an. Auch die Zulassung des Hoffnungsträger-Impfstoffes Novavax
als  Alternative  zum  mRNA-Vakzin  brachte  nicht  den  gewünschten
Aufschwung  für  die  Impfkampagne.  So  bleibt  infolgedessen  auch  die
Diskussion um die allgemeine Impfpflicht heiß. Doch eine national begrenzte
Impfpflicht hilft uns aus einem globalen Gesundheitsnotstand, in dem vor
allem in den Halbkolonien weiter nur Impfquoten im unteren Prozentbereich
ermöglicht  wurden,  nicht  heraus.  Ohne  eine  international  gerechte
Verteilung der Impfstoffe, eine dafür notwendige Aufhebung der Patente und
die  Weitergabe  von  Produktionsanlagen  in  die  Halbkolonien  wird  das
Infektionsgeschehen  dort  weitertoben,  wodurch  neue  Virusvarianten
entstehen und sich erneut ausbreiten können. Somit bleibt die Pandemie ein
fortwährendes,  sich immer weitertragendes Problem und das  sogenannte
„Pandemiemanagement“  der  Regierung  eine  einzige  Niederlage  ohne
Perspektive.



Zwischen notwendiger Kritik und Leugnung von Notwendigkeiten

Wirft man einen Blick auf die Übersicht aller von Maßnahmen betroffenen
Bereiche der Gesellschaft und des täglichen Lebens, so fällt für Deutschland
rasch  eine  überproportional  hohe  Restriktion  für  das  private  Leben  der
Menschen auf. Während in Unternehmen und Schulen lediglich partiell mit
einschneidenden  Maßnahmen  reagiert  wurde,  waren  private
Zusammenkünfte, Bewegungsfreiheit oder bspw. die Nutzung von Sport- und
Begegnungsstätten  lange  Zeit  und  wiederkehrend  massiv  eingeschränkt
worden. Auch im internationalen Vergleich waren laut WHO in Deutschland
Beschränkungen in Betrieben und Schulen recht lasch. Es gibt also durchaus
berechtigte Kritik an den Maßnahmen der Regierung, die stets so ausgelegt
waren, dass sie den Großbetrieben ja keinen Schaden zufügen und vor allem
möglichst wenig Geld dafür in die Hand genommen werden musste. Doch
diese Kritik und der daraus erwachsende Unmut der Bevölkerung wurde
nicht durch eine starke linke Bewegung abgefangen und kanalisiert. Zwar
gab es bspw. mit ZeroCovid anfangs gute Initiativen, doch auch diese konnte
keinen Massencharakter entwickeln und verschwand nach relativ kurzer Zeit
w ieder  von  der  ö f fent l i chen  B i ld f läche .  So  wurde  es  den
Verschwörungsideolog_Innen  von  Querdenken  besonders  leicht  gemacht,
sich als angebliche Alternative zum desaströsen Pandemiemanagement der
Herrschenden zu inszenieren.

Der Bodensatz der Krisenpolitik

Bereits  vor  dem  Ausbruch  der  Coronapandemie  gab  es  einen
gesellschaftlichen Rechtsruck, welcher selbst eine unmittelbare Folge der
anhaltenden Weltwirtschaftskrise 2008 war. Im Windschatten dieser Krise
konnten  sich  rechtspopulistische  Parteien  und  rassistische  Bewegungen
erfolgreich  etablieren,  während  zeitgleich  der  Aufbau  einer  sozialen
Ant ikr isenbewegung,  getragen  von  den  Gewerkschaf ten ,
Arbeiter_Innenparteien  und  linken  Gruppierungen,  verpasst  wurde.  Die
widersprüchliche Politik der Herrschenden, die halbherzigen Lockdowns und
die  hierdurch  aufgeschobene  Notwendigkeit,  Maßnahmen  gegen  die
Ausbreitung des Coronavirus zu beschließen, welche jedoch größtenteils auf
den  privaten  Bereich  beschränkt  blieben,  sorgten  dafür,  dass  die



Querdenkenbewegung immer weiter an Zulauf gewinnen konnte. Während
die scheinbar harmlosen Kernthemen der Querdenker_Innen, die Kritik an
der Einschränkung von Grundrechten, die Ablehnung der Maskenpflicht und
von  Impfungen,  ihren  Teil  dazu  beitrugen,  dass  ihr  rechtes  Potential
unterschätzt wurde, hat sich die Querdenkenbewegung längst als rechtes
Sammelbecken entpuppt. Je länger der Zickzack-Kurs während der Pandemie
andauerte, desto mehr radikalisierten sich nennenswerte Teile der Bewegung
immer weiter und die Rechten konnten sich im Zuge dieser andauernden
Proteste  erfolgreich  weiter  aufbauen  und  führen  diese  mittlerweile  zum
Großteil  offen  an.  Auch  wenn die  Coronamaßnahmen nun  immer  weiter
zurückgefahren  werden,  ist  nicht  davon  auszugehen,  dass  die
Schwurbler_Innen  einfach  verschwinden.  Selbst  wenn  sich  Querdenken
endlich  “totläuft“,  bleibt  zu  befürchten,  dass  der  Schaden,  welche  die
massive verschwörungsideologische und in Teilen antisemitische Propaganda
der Rechten angerichtet hat, ein längerfristiges, anhaltendes Problem bleibt.
So  wie  PEGIDA  nicht  einfach  nach  der  sogenannten  „Flüchtlingskrise“
verschwunden ist, sondern im Gegenteil nachhaltig ein rassistisches Klima
und  einen  festen  Bodensatz  an  AfD-Wähler_Innen  produziert  hat  und
mittlerweile  mit  Querdenken  nahezu  fusionierte,  werden  auch  nach
Querdenken neue rechte Bewegungen immer wieder entstehen, solange wir
als Linke diesen nicht effektiv etwas entgegensetzen und den Nährboden, auf
dem solche erst entstehen können, den Kapitalismus, für immer austrocknen.

Deswegen fordern wir:

Freigabe der Impfstoffpatente international und eine internationale
Impfpflicht, um der Pandemie endlich wirksam entgegen zu treten,
das gilt auch für regelmäßige Auffrischungsimpfungen!

Schluss mit der Rücknahme aller Maßnahmen, vor allem denen, die
noch notwendig sind (wie z.B. kostenlose Tests oder Maskenpflicht).

Kostenlose Bereitstellung von PCR Tests überall, denn Schnelltests
stellen nun mal Omikron nicht fest.

Stellen wir uns den Rechten auf der Straße entgegen, und blockieren
wir ihre Demonstrationen!



Aufbau  einer  Antikrisenbewegung,  die  eine  antikapitalistische
Alternat ive  zur  Regierung,  aber  auch  zu  den  rechten
Verschwörungstheoretiker_Innen  darstellt!

Der Kassenbon als Wahlzettel –
Was bringt der Konsumboykott?
von Jona Everdeen

Wer  von  Konsumboykott  spricht  meint  in  den  aller  meisten  Fällen  den
bewussten Verzicht einer Masse auf bestimmte
Produkte,  um  damit  Missstände  in  der  Produktion  zu  beheben  oder
zumindest  anzugreifen.  Das  wohl  geläufigste  Beispiel  für  Konsumboykott
kommt aus  der  Tierrechtsbewegung,  deren  wichtigste  Kampfform es  ist,
Menschen davon zu überzeugen, dass der Konsum von tierischen Produkten
moralisch  verwerfl ich  ist  und  man  daher,  um  das  Leid  in  der
Massentierhaltung zu bekämpfen, aufhören sollte, Fleisch, Milch und Eier zu
essen.  Die  Logik  hinter  diesem  Aufruf  ist  relativ  simpel:  Der  eigene
Kassenbon sei eine Art Stimmzettel in der „Angebot-Nachfrage“-Ordnung des
Marktes,  die  als  Marktdemokratie  angesehen  wird,  in  der  die
Konsument_Innen bestimmen, was produziert wird. Die Idee ist,  dass der
bewusste  Verzicht  aller  auf  tierische  Produkte  dazu  führt,  dass  keine
tierischen  Produkte  mehr  produziert  werden  und  das  Tierleid  in  der
Massentierhaltung somit verschwindet. Doch was ist dran an dieser Idee?
Taugt sie als Massenkampfmittel und wenn ja, auch für andere Kämpfe, wie
zum Beispiel die Klimabewegung, deren Grünen-naher Flügel auf ähnliche
Mittel zur Bewältigung der Klimakrise setzt?

Das fehlende Gleichgewicht des Marktes

„Die Nachfrage bestimmt das Angebot!“ ist ein Argument, dass vor allem von
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Liberalen genutzt wird, wenn sie von der Überlegenheit der Marktwirtschaft
schwadronieren  und  die  „Marktdemokratie“  als  Gegensatz  zur
„diktatorischen“ Planwirtschaft darstellen. Es ist somit ein Grundpfeiler der
neoliberalen Ideologie. Als Marxist_Innen haben wir eine
andere Einschätzung der Rolle von Angebot und Nachfrage. Die Produktion
liegt zeitlich wie logisch vor der Konsumtion, denn zuerst wird produziert
und dann konsumiert plus um zu konsumieren, muss produziert werden. Was
produziert  wird ,  ob l iegt  der  Wi l lkür  der  kapi ta l i s t i schen
Marktteilnehmer_Innen,  welche  auf  Basis  der  größtmöglichen
Profiterwartung produzieren. Dabei besteht definitiv ein Zusammenhang zur
Nachfrage, denn Produkte, die keinen realen Nutzen haben und die somit
niemand kaufen würde, werden nicht hergestellt. Jedoch gibt es hier zwei
Einschränkungen. Einerseits dass Nachfrage mit diversen Tricks künstlich
erzeugt werden kann, sei  es durch Werbung, die suggeriert,  man würde
bestimmte Produkte unbedingt zum Leben benötigen, durch Sonderangebot,
indem günstigere Preise die schwindende Nachfrage ausgleichen, oder auch
ganz einfach durch staatliche Regulierung. Ein gutes Beispiel für letzteres ist
der  Beschluss,  den  die  Milchlobby  im  Europaparlament  erst  kürzlich
durchsetzte und nach dem pflanzliche Milch nun nicht  mehr als  „Milch“
bezeichnet werden darf. Ziel dieses Manövers dürfte sein, die Nachfrage für
Milch  weiterhin  in  erster  Linie  auf  tierische  zu  lenken  und  damit  die
ökologischere,  gesündere  und  auch  in  ihrer  Produktion  günstigere
pflanzliche  Milch  aktiv  zu  sabotieren.  Andererseits  lässt  das  Bild,  das
Liberale  darstellen,  völlig  außer  Acht,  dass  es  einen  gigantischen
Unterschied in der Kaufkraft verschiedener gesellschaftlicher Schichten gibt
und  die  Produktion  selbstverständlich  nur  auf  kaufkräftige  Nachfrage
reagiert. In einer Klassengesellschaft, in der die reichsten 1% eine höhere
Kaufkraft haben als die ärmere Hälfte, besteht also das Problem, dass die
„Marktdemokratie“, selbst wenn man von einer entscheidenden Bestimmung
des  Angebots  durch  die  Nachfrage  ausgeht,  einem  massiv  ungleichen
„Zensuswahlrecht“ unterliegt und ein Multi-Millionär im Vergleich zu einer
Arbeiterin tausendmal mehr „Wahlzettel“ besitzt.

Und alle machen mit?



Der  Konsumboykott  setzt  nämlich  genau  dort  an,  wo  der  Einfluss  der
fortschrittlichen Klasse, des Proletariats, am geringsten ist: am Geldbeutel.
Das Proletariat als Klasse kann deswegen nicht das handelnde Subjekt für
den  Konsumboykott  sein,  zumindest  nicht  explizit.  Der  Logik  des
Konsumboykotts entsprechend wird nicht zwischen Klassen unterschieden,
im Gegenteil, denn alle Menschen konsumieren ja mehr oder weniger und es
wird  suggeriert,  jede_R  hätte  das  gleiche  Interesse,  unabhängig  der
Klassenzugehörigkeit. Alle Menschen hätten eine (moralisches) Interesse am
Ende des Tierleids, alle Menschen hätten ein (objektives) Interesse an der
Erhaltung des Planeten und alle Menschen hätten ein Interesse an einem
Ende der Ausbeutung von Menschen im globalen Süden.  Es wird jedoch
ausgeblendet, dass eben nicht alle Menschen das gleiche Interesse haben,
dass es eine herrschende Klasse gibt, die von der Ausbeutung der Menschen
im globalen Süden aktiv profitiert, die unter der Klimakrise deutlich weniger
zu leiden haben wird als das Proletariat und nach deren Logik Tiere eben nur
eine  Ressource,  ein  Mittel  zur  Profitmaximierung,  sind,  wie  Baumwolle,
Seltene Erden oder menschliche Arbeitskraft auch. Und diese herrschende
Klasse, in deren Privatbesitz sich nicht nur die Produktionsmittel befinden,
sondern deren Mitglieder auch in der angeblichen „Marktdemokratie“ per
Zensuswahlrecht exorbitant viel  mehr Stimmen haben als Arbeiter_Innen,
wird  von  Anhänger_Innen  des  Konsumboykotts  genauso  als  Subjekt
betrachtet  wie  die  unterdrückte  Klasse.

Zwar ist das Ziel des Konsumboykotts meist im Interesse der unterdrückten
Klasse, aber die unterdrückte Klasse hat, was finanzielle Mittel angeht, meist
keinen Spielraum, nach ihrem Gewissen ethisch zu konsumieren, sondern ist
darauf angewiesen, das zu nehmen, was der Geldbeutel eben hergibt. Wenn
das dann Fleisch aus Massentierhaltung ist oder T-Shirts, die von anderen,
noch  ärmeren,  Arbeiter_Innen  in  Bangladesch  oder  Indien  hergestellt
wurden, finden das die meisten Arbeiter_Innen vermutlich moralisch falsch,
haben aber keine andere Wahl als diese Produkte zu konsumieren, wenn sie
nicht  hungern und frieren  wollen,  weil  sie  nicht  das  nötige  Geld  haben
Biofleisch, vegane Ersatzprodukte oder Fairtrade-T-Shirts zu kaufen. Dabei
erweckt  der  moralistische  Aufruf  zum  Verzicht  auf  die  wenigen
Annehmlichkeiten, die man sich gerade so leisten kann, eher ein Gefühl von



Ohnmacht:  „Ich  kann  nicht  und  selbst,  wenn  ich  könnte,  bringt  es  mir
unmittelbar  nichts“.  Das  Proletariat  vereinzelt  sich  in  einzelne  kleine
Konsument_Innen und auch der Befreiungskampf selbst vereinzelt sich, denn
es kann keinen Konsumboykott gegen den Kapitalismus geben, sondern nur
gegen dieses oder jenes besonders problematische Produkt.

Kampf um Kontrolle

Dementsprechend kann der Konsumboykott selbst nur eine Randerscheinung
bleiben und ist nicht dazu in der Lage, eine gesellschaftliche Bewegung zu
entzünden.  Ein  Charakteristikum  von  wirkungsvollen  gesellschaftlichen
Bewegungen  ist  immer,  dass  sie  das  selbstbewusste  Interesse  einer
kämpfenden  Masse  artikulieren  und  diese  darin  bemächtigen.  Die
Vereinzelung und der Moralismus des Konsumboykotts sind genau dessen
Gegenteil.  Selbstverständlich  kann  der  Konsumboykott  am  Rande  einer
Bewegung eine gewisse Rolle spielen und ist absolut gesehen auch nicht
nutzlos, denn indirekt kann sich ja die Nachfrage auch auf die Produktion
auswirken. Man sollte den Opferwillen ehren und auch die allermeisten aus
unseren Reihen betreiben in irgendeine Richtung Konsumboykott, meist der
Verzicht auf (bestimmte) Tierprodukte. Es ist aber eine vor allem private
Angelegenheit  und  auf  keinen  Fall  Grundvoraussetzung  für  ein
fortschrittliches Bewusstsein. Die legitimen Interessen des Konsumboykotts
sollten  stattdessen  in  Form von  politischen  Forderungen  artikuliert  und
durch  eine  Bewegung  in  Schulen,  Unis,  Betrieben  und  auf  der  Straße
durchgesetzt werden. Eine Bewegung mit dem Ziel, dass tierisches Fleisch in
naher Zukunft vollständig durch Alternativen ersetzt werden, die günstiger,
ökologischer  und  frei  von  Tierleid  sind,  in  Höchstgeschwindigkeit
erneuerbare  Energien,  der  ÖPNV und  CO2-neutrale  Industrie  ausgebaut
werden und faire und gute Löhne für alle Arbeiter_Innen gezahlt werden.
Letzten Endes haben Arbeiter_Innen nämlich statt dem Geldbeutel ein viel
effektiveres Mittel, Veränderungen zu erzwingen, nämlich ihre Arbeitskraft.
Wenn  die  Arbeiter_Innen  in  der  Fleischindustrie  diese  niederlegen  und
bessere  Bedingungen  in  den  Fabriken  fordern  (und  gehören  bessere
Haltungsbedingungen  zwangsläufig  dazu),  werden  Tönnies  und  Co.
irgendwann  einlenken  müssen.  Wenn  die  Verkäufer_Innen  in



Kleidungsgeschäften sich mit ihren Kolleg_Innen in Bangladesch und Indien
international  zusammenschließen  und  gemeinsam die  Arbeit  niederlegen,
werden H&M und Co. keine Wahl haben, als bessere Arbeitsbedingungen
überall einzuführen. Und wenn schließlich das Proletariat die Schnauze voll
hat von Ausbeutung, Unterdrückung und voranschreitender Verelendung und
den  Kapitalismus  hinfort  fegt,  wird  eine  neu  entstandene  sozialistische
Planwirtschaft  in  der  Lage  sein,  all  unsere  legitimen  Interessen  in  der
Produktion nicht durch die scheindemokratische und machtlose Konsumtion
abzubilden,  sondern durch eine wahrhaft  demokratische Wirtschaft  unter
direkter  Kontrolle  der  Räte,  bei  der  alle  Menschen gleichberechtigt  und
direkt mitentscheiden können.

Wer  sind  die  G7?  Und  warum
ziehen  wir  gegen  sie  nach
Elmau?
von J.J. Wendehals

Die übelste Gang auf dem Globus

Die G7 (Gruppe der 7)  ist  ein informelles  Forum, das in  den 70ern zur
Absprache  zwischen  den  7  mächtigsten  Industrienationen  der
kapitalistischen Welt gegründet wurde. Hervorgegangen ist es aus einem G6-
Gipfel in Frankreich, das im Jahre 1975 die Regierungschefs aus den USA,
Japan, Deutschland, Großbritannien und Italien einlud, um sich bezüglich
zweier Probleme abzusprechen, in denen das imperialistische Kapital damals
steckte: Die erste Ölpreiskrise, bei der die Preise für das der westlichen
Wirtschaft  extrem  wichtig  gewordene  Erdöl  explodiert  sind,  und  damit
verbunden eine internationale Inflation. Kommt irgendwie bekannt vor, oder?
Der  starke  Anstieg  der  Ölpreise  damals  hatte  allerdings  weniger  mit
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Russland zu tun, sondern war die Folge eines versuchten Widerstands von
ölexportierenden Ländern (OPEC) wie Irak, Saudi-Arabien, Kuwait und den
Vereinigten
Arabischen Emirate, die zwar riesige Ölvorkommen in ihren Böden hatten,
allerdings von den USA ausgebeutet und bestohlen wurden. Es entstand zwar
auch  vor  Ort  eine  Kapitalist_Innenklasse,  die  durch  die  Ausbeutung  der
Natur und
menschlicher Arbeit und den Handel mit dem Öl proitieren wollte, der größte
Teil des Öls gehörte aber Großkonzernen
der kolonialistischen USA. Während die USA ihren Einfluss in der Region
durch  die  Unterstützung  Israels  im  Jom-Kippur-Krieg  weiter  auszubauen
suchte, beschloss die OPEC die Ölproduktion etwas herunterzufahren, was
aber einen Anstieg des Ölpreises um 300% zur Folge hatte.
Die damalige Inflation hing allerdings nicht in erster Linie mit der Ölkrise
zusammen, sondern hauptsächlich mit dem
Zusammenbruch  des  sogenannten  Bretton-Woods-Systems,  einer
Währungsordnung,  die  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg
etabliert wurde, um die Abhängigkeit aller anderen Länder von den USA
finanzpolitisch festzuzurren. Dabei sollte der
US-Dollar die einzige Währung sein, die direkt an den Goldpreis gekoppelt
war, während sich alle anderen Währungen
am Dollar orientierten. Die Wechselkurse zum Dollar standen dabei fest und
konnten nur durch die amerikanische Regierung geändert werden. Somit war
es der USA möglich einfach Geld zu drucken, jedoch die daraus resultierende
Inflation in den Rest der Welt auszulagern. Die anderen Staaten hatten aber
ab  Anfang  der  70er  keinen  Bock  mehr  willkürlich  der  Politik  der  USA
ausgesetzt zu sein und begannen sich dem Druck der USA zu widersetzen
und ihre Dollar gegen Gold umzutauschen. Diese wurden der USA dann aber
doch knapp und so kam es schließlich zum Ende des Bretton-Woods-System
und der Gold-Standard wurde endgültig aufgehoben.
Aber zurück zu den G6, die suchten nämlich nach einem Weg wie sie die
Proite ihres Kapitals, die Abwälzung der Krise
auf  die  internationale  Arbeiter_Innenklasse  und  ihre  Dominanz  auf  dem
Weltmarkt sichern konnten. Ein solches Absprachetreffen erwies sich ihnen
dabei natürlich als nützlich und so entschlossen sie sich, diese Treffen unter



Hinzunahme der Nr. 7, Kanada, in der Zukunft jährlich fortzuführen. Die
Gastgeberrolle sollte dabei unter den sieben Mitgliedstaaten rotieren, sodass
jedes Land einmal drankam.

Wie sich die Rolle der G7 verändert hat vom Weltpolizist…

In der Anfangszeit, also gegen Ende des Kalten Krieges und insbesondere
nach  dem  Zusammenbruch  der  Sowjetunion  stellte  die  USA  dabei  eine
unangefochtene Weltmacht dar. Nach dem Zweiten Weltkrieg hatten sich
zwar  in  den  europäischen  Staaten  und  in  Japan  eigenständige
imperialistische Bourgeoisien erhalten, aufgrund der vielen Zerstörung durch
den Krieg und die vorhergegangene Wirtschaftskrise ergab sich aber dem
US-Kapital  die  Möglichkeit  die  anderen  Staaten  durch  verschieden
Wiederaufbau-“Hilfen“  eng an sich  zu  binden,  hiervon war  auch Bretton
Woods ein Ausdruck. Trotz der auch damals vorhandenen Konkurrenz unter
den  Imperialisten,  bildeten  die  G7  bildeten  daher  gewissermaßen  eine
Plattform des Imperialismus als Ganzes, um Absprachen zu ermöglichen wie
das System als Ganzes, also die Ausbeutung der Halbkolonien, Erstickung
von Widerstand und Angriffe auf das Proletariat aufrechterhalten werden
kann.  Während  anfangs  auch  das  gemeinsame  Vorgehen  gegen  die
Sowjetunion
Gegenstand  der  Gespräche  gewesen  sein  musste,  wurde  nach  deren
endgültigem  Untergang  und  der  Restauration
des Kapitalismus in Russland auch Putin in die gemeinsame Runde (ab dann
G8 genannt) eingeladen.

…zum Block gegen Russland und China

Der Aufstieg Russlands,  noch vielmehr aber Chinas zur  imperialistischen
Großmacht stellte aber die Stellung der USA an der Spitze der Weltordnung
zunehmend  in  Frage.  In  den  letzten  Jahren  ist  daher  eine  verstärkte
Blockbildung zu
beobachten: Russland wurde schon 2014 wieder aus den G7 rausgekickt und
die USA versucht die europäischen Staaten, die auch mit Russland und China
wirtschaftliche Verbindungen eingerichtet hatten, auf die eigene Seite zu
ziehen.  Und  tatsächlich  sind  die  transatlantischen  Beziehungen  deutlich



enger geworden, gerade seit dem russischem Überfall auf die Ukraine, der
sich  nicht  nur  unmittelbar  gegen die  US-amerikanischen Interessen dort
richtet, sondern ebenso gegen die der EU, die übrigens einen eigenen Sitz
mit Beobachterstatus bei den G7 hat. Die G7 sind es jetzt, die gemeinsame
Statements  gegen  Russland  verabschieden  und  gemeinsame Finanz-  und
Wirtschaftssanktionen gegen Russland beschließen, Maßnahmen, welche den
Konflikt weiter eskalieren und Russlands Position massiv schwächen sollen –
auf  Kosten  der  arbeitenden  Bevölkerung  in  Russland  und  Europa.
Insbesondere energiepolitisch soll Russland isoliert werden, jetzt ist die USA
Retterin aus der Not, die der EU moralisch „unbedenkliches“ Öl und Gas zur
Verfügung  stellt.  Aber  nicht  nur  was  „friedliche“  Mittel  angeht,  auch
bezüglich gemeinsamer Waffenlieferungen an die ukrainische Regierung gibt
es Absprachen innerhalb der G7. Bis auf Japan sind übrigens alle G7-Staaten
in  der  NATO  und  dominieren  diese.  Die  Einwohner_Innen  der  NATO-
Mitgliedstaaten machen nur ungefähr 1/7 der Weltbevölkerung aus, deren
Militärausgaben jedoch jetzt schon weit über die Hälfte der internationalen.
Dazu
kommt noch die  jetzt  erst  beschlossene Welle  großer  Aufrüstung in  der
NATO. Auch Japan hat kürzlich eine massive
Erweiterung des eigenen Rüstungsetats beschlossen.

Wertegemeinschaft??

Dass  die  G7 ein  Instrument  zur  Aufrechterhaltung der  imperialistischen,
rassistischen  und  kriegstreiberischen  Weltordnung  beziehungsweise  im
Kampf  der  einen  Seite  gegen  die  anderen  ist,  schreiben  sie  selbst  sich
natürlich so nicht auf die Fahne. Nein, da heißt es vor allem, man würde die
gemeinsamen  freiheitlich-demokratischen  Werte  verteidigen  gegen
autoritäre Staaten wie Russland und China. Ein Blick auf die historische und
politische  Realität  genügt,  um  die  Heuchelei  in  dieser  Inszenierung  zu
erkennen.  Dass in  Russland und China demokratische Rechte mit  Füßen
getreten  werden,  dass  auch  der  Angrif f  auf  die  Ukraine  ein
undemokratischer,  verbrecherischer  Akt  ist,  den  wir  verurteilen  müssen,
stimmt natürlich. Dass aber gerade darin der Grund für die Blockbildung
liegt, fällt dennoch schwer zu glauben, wenn man sich vor Augen führt wie



leicht die G7 die Demokratie vergessen, wenn es um ihre eigenen Interessen
geht. Ob in der Türkei, wo sie schmutzige Deals mit dem Autokraten Erdoğan
machen  oder  selbst  in  der  Ukraine,  wo  bedenklos  reaktionäre  Milizen
unterstützt werden. Wer wissen will wieviel die G7 auf demokratische Rechte
wie die Demonstrationsfreiheit geben, kann aber auch einfach im Juni mit
uns auf die Demo gegen den Gipfel in Bayern fahren, dort warten schon
30.000 Bullen, um uns das zu erklären. Mit Schlagstock und Pfeffer versteht
sich.

Der Gipfel in Bayern

Der  letzte  G7-Gipfel,  den  die  BRD gehostet  hat,  war  im Jahr  2015,  als
Themen  wie  die  gnadenlose  Austeritätspolitik  in  Südeuropa  oder  die
rassistische Abschottung an den Grenzen im Mittelmeer  die  europäische
Politik bestimmten.  Wer die Grundrechenarten beherrscht weiß,  dass die
Gang sich dieses Jahr wieder in Deutschland versammeln wird.

Wenn man zwischen den vielen „starken“  Worten sucht,  indet  man drei
hauptsächliche Themen, um die es (neben Russland und Ukraine) auf diesem
Gipfel  gehen  wird:  die  Weltwirtschaftskrise,  die  durch  den  Krieg  eher
verschärft als
gemildert  wurde,  damit  verbunden  die  Bewältigung  der  Pandemie  und
drittens der Umgang mit der Klimakrise. Während für Punkt eins sicherlich
die  üblichen  Konjunkturprogramme  diskutiert  werden,  wie  man  das
imperialistische  Kapital  aus  der  Tinte  ziehen  kann  auf  dem Rücken  der
Arbeiter_Innenklasse und Halbkolonien und der zweite relativ witzlos ist,
wenn wir uns vergegenwärtigen, dass gerade die G7-Staaten diejenigen sind,



die  mit  ihrem  Patentwahn  für  die  ungerechte  Impfstoffverteilung
verantwortlich sind (die Impfquote auf  dem afrikanischen Kontinent liegt
beispielsweise  jetzt  noch  bei  12%),  hat  sich  Olaf  Scholz  für  das  dritte
Problem etwas ganz besonderes ausgedacht:
Der Klimaclub (LOL)

Der  Klimaclub  ist  eine  Idee  von  Scholz  zur  Errichtung  der  nächsten
Plattform, in der die Regierungen der Klimakiller und Industriestaaten ihre
guten  Absichten  und  ehrgeizigen  Ambitionen  beteuern  können.  Kyoto-
Protokoll, Pariser Klimaabkommen, alle COP-Gipfel seitdem: Uns sind doch
schon lange die Ohren abgefallen von all  den tollen Absichtserklärungen.
Wirklich  passiert  ist  seitdem noch immer  nichts.  Dass  Deutschland jetzt
einen Club aufmacht,  behauptet  an der  fehlenden Klimawende seien die
anderen schuld, rummackert und sich als großen Klimaretter aufspielt ist
aber ganz schön peinlich und verlogen! Nicht nur weil Deutschland selber
nach wie vor das größte Braunkohlerevier Europas bewirtschaftet, Wälder
für Autobahnen und Tesla-Fabriken abholzt oder neue LNG-Erdgas-Terminals
baut, sondern auch weil das deutsche Kapital (wie auch der Rest der G7) die
eigene  Bilanz  noch  schönschwindelt,  indem  es  seine  klimaschädliche
Produktion  einfach  in  die  Halbkolonien  auslagert.  Schon  im
Allgemeinen haben wir ja keine Hoffnung darin, dass der Kapitalismus mit
der Klimakrise fertig wird, die letzten jedoch,
in dessen Hände wir das Schicksal unseres Planeten geben können, sind die,
die  am meisten von seiner  Ausbeutung und Vernichtung profitieren:  Die
imperialistischen Bourgeoisien der G7-Staaten!

Den Gipfel verhindern!

Am  26.-28.  Juni  soll  der  G7-Gipfel  auf  Schloss  Elmau  bei  Garmisch-
Partenkirchen,  Bayern  stattinden.  Wir  haben keinen  Bock,  dass  sich  die
Verwalter der größten Ausbeuterstaaten in einem Luxushotel treffen und bei
Champagner über die Unterjochung unserer Welt beraten! Wir haben keinen
Bock dass die scheinheilige Worte über Klimaschutz verlieren, aber nichts
dafür tun und stattdessen den Planeten an die Wand fahren. Wir haben auch
keinen Bock, dass sie die
Rüstungsausgaben erhöhen, Waffen in den Krieg entsenden und den Konlikt



mit Russland immerweiter anheizen. Wir
möchten  eine  Bewegung  aufbauen,  die  diesen  Kriegstreibern  die
internationale Solidarität der gesamten Arbeiter_Innenklasse entgegensetzt.
Die  Waffenlieferungen  blockiert  und  Rüstungsfabriken  bestreikt.  Die
Klimakillerkonzerne enteignet und die Produktion nach unseren Bedürfnissen
und denen unseres Planeten umgestaltet,
nicht nach dem größten Profit. Und die endlich gleiche Rechte, Freiheit und
eine sichere Lebensgrundlage für  alle  Menschen auf  der  Welt  erkämpft!
Damit fangen wir in Garmisch an! Wir werden Busse organisieren und in den
Schulen eine Mobilisierungskampagne, denn wir sind die Jugend und es geht
um unsere Zukunft, nicht die von sieben alten Säcken!

Migrantische  Arbeitskräfte  in
Deutschland:  Ausbeutung  mit
Tradition
von Sani Meier

Wir alle erinnern uns sicherlich noch an den Corona-Ausbruch im Werk des
Fleischproduzenten  Tönnies  im  Juni  2020.  Nachdem sich  dort  innerhalb
kürzester  Zeit  fast  1400  Angestellte  infiziert  hatten,  rückten  die
Arbeitsbedingungen  des
Konzerns  zunehmend  in  den  Fokus  der  Öffentlichkeit:  Die  meist  aus
Osteuropa (Rumänien, Bulgarien, Polen) stammenden Arbeitskräfte wurden
durch Subunternehmen beschäftigt,  wodurch es möglich wurde, deutsche
Standards wie den Mindestlohn zu umgehen und den internationalen Markt
mit  Billigfleisch  „Made  in  Germany“  zu  überschwemmen.  Diese
Subunternehmen locken Menschen mit  überzogenen Versprechungen von
hohen Löhnen, günstigen Unterkünften und geregelten Arbeitszeiten nach
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Deutschland,  nur  um  sie  dann  für  überteuerte  Transporte  und
heruntergekommene Sammelunterkünfte zahlen zu lassen. Als Reaktion auf
diesen Skandal sind Werk- und Leiharbeitsverträge in der Fleischbranche
seit dem 1. Januar 2021 verboten, doch verbessert hat sich dadurch für die
Arbeiter_Innen nicht viel: Die Konzerne beschäftigen sie nun zwar direkt,
reduzierten aber dafür die Anzahl der Angestellten drastisch beim gleichen
Arbeitsaufwand, was die Belastung und den Druck nur weiter steigen ließ.
Die Fleischindustrie steht hierbei exemplarisch für ein rassistisches System
der  Ausbeutung  migrantischer  Arbeiter_Innen  in  Deutschland  mit
jahrzehntelanger  Tradition.

“Gastarbeiter_Innen”: Ausbeutung auf Zeit

Diese Tradition nimmt ihren Anfang durch den Mangel an Arbeitskräften in
der expandierenden Nachkriegswirtschaft der BRD in den 1960er Jahren.
Damals  schloss  die  Bundesregierung  Anwerbeabkommen  mit  Italien,
Spanien, Griechenland, Türkei, Marokko, Portugal, Tunesien und Jugoslawien
ab.  Da  diese  Anwerbung  aber  keinen  dauerhaften  Aufenthalt  der
Arbeiter_Innen  in  Deutschland  vorsah,  bezeichnete  man  diese  als
„Gastarbeiter_Innen“. Diesen teilte man dann vor allem niedrig qualifizierte
Tätigkeiten  zu  und  ließ  sie  im  Akkord  am Fließband,  Baugewerbe  oder
Bergbau arbeiten und zahlte ihnen meist niedrigere Löhne als den deutschen
Kolleg_Innen. Da die sogenannten „Gastarbeiter_Innen“ sich nicht durch die
deutschen  Gewerkschaften  repräsentiert  und  inkludiert  fühlten  und  die
meisten  deutschen  Gewerkschaften  sie  auch  nicht  unterstützten,
organisierten  sie  sich  schließlich  unabhängig  von  diesen  gegen  die
rassistische  Benachteiligung  in  „wilden  Streiks“.  Im  Jahr  1973  streikten
mindestens 275.000 Arbeiter_Innen in rund 335 Betrieben. Auch heute, fast
50  Jahre  später,  ist  die  Einbindung migrantischer  (Leih-)  Arbeiter_Innen
immer noch eine große Baustelle für die Verbindung von Arbeitskämpfen,
und prekäre Beschäftigungsverhältnisse gehören zur grausamen Realität auf
dem deutschen Arbeitsmarkt.

Zeitarbeitsjob vs. Abschiebung

Heute werden migrantische Arbeiter_Innen gezielt durch Zeitarbeitsfirmen



angeworben, um in Bereichen wie der Landwirtschaft, dem Bauwesen oder
den Lieferdiensten möglichst kostengünstig zu arbeiten. Besonders Frauen
trifft  es  hier  hart,  da  diese  meist  als  Pflegekräfte  und  Haushaltshilfen
eingesetzt werden, also in einem Sektor, der ohnehin schon kaputt gespart
wurde,  und  dann  noch  zusätzlich  durch  Geschlecht  und  Herkunft
diskriminiert werden. Konzerne wie Amazon werben gezielt mit Stellen „ohne
erforderliche Deutschkenntnisse“:  Sie  nennen es  Vielfalt,  wir  rassistische
Ausbeutung. Laut einer Studie der Hans-Böckler-Stiftung steigt der Anteil an
Migrant_Innen  unter  den  Menschen,  die  trotz  Vollbeschäftigung
Geringverdiener_Innen sind, stetig an: Zwischen 2013 und 2020 hat er sich
sogar verdoppelt. Die Beschäftigung im Zeitarbeitsverhältnis bedeutet auch
eine  hohe  finanzielle  Unsicherheit  für  die  Arbeiter_Innen:  Die
Beschäftigungen sind immer befristet  und man kann nie  sicher  sein,  im
Anschluss eine neue Stelle zu erhalten oder muss dafür ständig den Standort
wechseln. Dass dieses Arbeitsverhältnis auch heute noch meist die Realität
für migrantische Arbeiter_Innen ist, zeigt auch, dass der deutsche Staat kein
Interesse  daran  hat,  diesen  Menschen  einen  dauerhaften  Aufenthalt  in
Deutschland zu ermöglichen. Ähnlich wie in den 1960ern soll man solange
bleiben, wie man wirtschaftlich verwertbar ist und danach wieder gehen.
Diese Logik zeigt sich besonders deutlich daran, dass man die wirtschaftlich
schwache Lage bestimmter Länder ausnutzt, um deren Arbeiter_Innen mit
minimal besseren Bedingungen nach Deutschland zu holen, diesen Menschen
aber in Asylverfahren das Bleiberecht verwehrt. Mit der Bezeichnung der
„Wirtschaftsflüchtlinge“ macht man seit 2016 klar, dass Menschen, die aus
wirtschaftlicher  Not  aus  ihrer  Heimat  fliehen,  keinen  Anspruch  aus
Sozialleistungen  haben  sollen  und  wieder  in  ihre  Herkunftsländer
abgeschoben  werden.  Dieselbe  wirtschaftliche  Not  nutzt  man  dann  aber
gerne wieder aus, um die Menschen unter untragbaren Bedingungen auf
deutschen  Erdbeerfeldern  arbeiten  zu  lassen.  Menschen  aus  Rumänien,
Polen und Italien bilden momentan den größten Anteil  an migrantischen
Arbeitskräften in Deutschland, während diese Länder gleichzeitig in den Top
10 der Zielstaaten deutscher Abschiebungen sind. Im Kampf gegen diese
Verhältnisse haben es migrantische Arbeiter_Innen auch immer noch schwer.
Viele sozialchauvinistische Gewerkschaften sind in Leiharbeitsbranchen nicht
vertreten,  weil  sie  der  Meinung  sind  nur  für  deutsche  Arbeiter_Innen



zuständig zu sein. Gleichzeitig kümmern sich auch die Gewerkschaften der
Herkunftsländer nicht um die Leiharbeiter_Innen in Deutschland, immerhin
haben sie  auch gar  keine Verhandlungsmacht  gegenüber dem deutschen
Staat.
Auch  nicht  Deutsche  mit  Migrationshintergrund  werden  immer  noch  in
Gewerkschaften  diskriminiert,  und  arbeiten  oft  in  schlecht  bezahlten
Branchen  mit  sehr  wenig  gewerkschaftlicher  Organisierung.  Auch  heute
noch ist der Kampf gegen solche Arbeitsverhältnisse nur im „wilden Streik“
möglich.  Am  Ende  des  Tages  entscheidet  also  das  Interesse  der
Kapitalist_Innen darüber, wer auf dem deutschen Arbeitsmarkt besonders
hart  ausgebeutet  wird,  denn  nur  sie  profitieren  davon,  indem  sie  ihre
G e w i n n e  d u r c h  d i e  E i n s p a r u n g  v o n  L o h n k o s t e n  u n d
Arbeitssicherheitsmaßnahmen maximieren. Zudem wird immer wieder durch
rassistische  Vorurteile  versucht,  die  Arbeiter_Innen  gegeneinander
auszuspielen.  Wir aber lassen uns als  internationale Arbeiter_Innenklasse
nicht  spalten  und  stehen  solidarisch  mit  den  Ausgebeuteten  und
Unterdrückten  aller  Länder,  um  unseren  gemeinsamen  Feind,  den
Kapitalismus  zu  überwinden…

..und fordern deshalb schon jetzt:

Tarifverträge  in  allen  Branchen!  Gegen ungleiche  Bezahlung und
rassistische und sexistische Diskriminierung im Betrieb – Gleiches
Geld für gleiche Arbeit!

Für ordentlichen Arbeitsschutz und das Einhalten von Verträgen, in
bisherigen Leiharbeitsbranchen, stärkere Kontrolle dessen!

Gewerkschaften  müssen  die  Organisierung  migrantischer
Arbeiter_Innen (vor allem Leiharbeiter_Innen) gezielt angehen
und deren Interessen vertreten! Für einen internationalen Kampf der
Arbeiter_Innenklasse!

Schluss mit Zeitarbeitsverhältnissen, befristeten Verträgen & Co!

Keine weiteren Abschiebungen – Staatsbürger_Innenrechte für Alle



Mit dem Streik zum politischen
Streikrecht!
von Flo Schwerdtfeger

Auch wenn der 1. Mai heute nicht mehr der große Streiktag ist, der er mal
war, hat das Recht, politisch zu streiken nicht an Relevanz verloren. Was das
bedeutet und wie wir es zurück erkämpfen, erfahrt ihr in diesem Artikel: Wir
haben uns schon in der letzten Ausgabe der Zeitung mit dem Thema des
politischen Streiks beschäftigt. Damals noch in der Verbindung der Streiks
des  Krankenhauspersonals,  der  Gorillas-Lieferfahrer_Innen  und  des
Bahnpersonals,
welche alle, relativ zeitgleich Ende letzten Jahres stattfanden.
Diese  Streiks  zielten  in  erster  Linie  auf  die  Verbesserung  der
Arbeitsbedingungen  ab,  wie  z.B.  bessere  Bezahlung,  unter
anderem um sich an die Inlation anzupassen. Darüber hinaus ging es aber
auch um Forderungen, die nicht nur von den
Arbeitgeber_Innen  umgesetzt  werden  können.  Im  Fal le  des
Krankenhauspersonals ging es auch um die Schaffung neuer Arbeitsplätze,
um  langfristig  Entlastung  in  der  angespannten  Lage  im  Plegesektor  zu
schaffen.  Die  Gorillas-Fahrer_Innen  sprachen  sich  ihrerseits  für  mehr
Arbeitsschutz aus, um nicht mit schlechter Technik bei schlechtem Wetter ihr
Leben  riskieren  zu  müssen.  Diese  Forderungen  können  zwar  von  den
Arbeitgeber_Innen erfüllt werden jedoch nur wenn diese das auch wollen,
und niemand kann sie so einfach dazu zwingen, deswegen wäre es besser
eine politische Verankerung, die Arbeitsschutz oder ausreichendes Personal
zur Plicht macht, zu erkämpfen.
Wenn wir nun den Blick in die Gegenwart richten, wird der politische Streik
immer wichtiger. Er könnte der einzige wirkungsvolle Weg sein, den Krieg
Russlands gegen die Ukraine zu beenden. Er kann aber auch die Lösung sein,
wie wir es schaffen, die Klimabewegung zum Sieg zu führen.
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Was ist ein politischer Streik?

Wenn von einem Streik geredet wird, wird damit meist der Arbeitskampf der
Arbeiter_Innen  eines  einzelnen  Unternehmens  gemeint.  Bei  dieser
Aktionsform  ist  das  Ziel,  durch  das  Niederlegen  der  Arbeit  bessere
Arbeitsbedingungen  zu  erkämpfen,  beispielsweise  bessere  Gehälter,
Arbeitsschutzmaßnahmen und weitere Dinge, die zwischen Arbeiter_Innen
und  Bourgeoisie  direkt  ausgehandelt  werden  können.  Dabei  ist  das
Druckmittel  die  ausbleibenden  Gewinne  des  Unternehmens,  da  nichts
produziert wird, und somit auch kein Mehrwert generiert werden kann. Es
gibt  aber  auch,  wie  bereits  erwähnt,  den politischen Streik.  Dieser  zielt
darauf ab, auch durch das Anhalten der
Arbeit,  Forderungen gegenüber der  Regierung umzusetzen bzw.  diese in
ihrem Handeln zu blockieren. In Deutschland
liegt das größte Beispiel dafür in dem Generalstreik, der als Folge auf den
Kapp-Putsch geführt wurde. 1920 kam
es zu einem Putsch-Versuch gegen die Weimarer Republik durch reaktionäre
Militärs. Dieser wurde mitunter durch die
streikende Bevölkerung beendet und abgewehrt, indem sich Arbeiter_Innen
bewaffneten und zwischenzeitlich 300.000 von ihnen im Ruhrgebiet in den
Streik traten.  Ziel  eines solchen Streiks kann es also sein,  die Politik in
Handlungszwang zu versetzen. Um bei den oben genannten Beispielen zu
bleiben,  kann  so  z.B.  die  Arbeiter_Innenklasse  gemeinsam  mit  den
Soldat_Innen einen Krieg beenden. Während die Soldat_Innen den Kampf an
der Front nicht weiterführen, werden in der Heimat auch keine Güter und
Waffen mehr für den Krieg produziert. Gemeinsam wird so auch enormer
Druck  auf  die  Regierung  aufgebaut,  die  ohne  die  Unterstützung  der
Bevölkerung  den  Krieg  so  gut  wie  gar  nicht  weiterführen  könnte.

Warum tun wir das dann nicht einfach?

In Deutschland ist der politische Streik jedoch problematisch, da er als illegal
gilt. Grund dafür ist, dass dadurch ein Erzwingungsstreik verhindert werden
soll. Wie der Name schon sagt, ist das Ziel der Aktionsform, durch den Streik
eine
politische Forderung der Streikenden zu erzwingen. Daneben gibt es aber



auch den Demonstrationsstreik. Bei diesem wird die Arbeit niedergelegt, um
an Demonstrationen teilzunehmen, sie durchzuführen und so auf politische
Forderungen  aufmerksam  zu  machen.  Dabei  bleibt  es  aber  bei  dem
Demonstrationsstreik – es wird nicht versucht, die Forderungen durch die
Aktionsform umzusetzen.
Grundlage  für  das  Verbot  des  Erzwingungsstreiks  ist  die  Auslegung der
parlamentarischen Demokratie. In dieser kann
der demokratische Wille nur in den verschiedenen Wahlen, von Bundestags-
bis Kommunalwahlen und den wenigen anderen Möglichkeiten wie Petitionen
oder Bürgerbeteiligungen kundgetan werden. Daraus folgt auch, dass das
Verbot  des  Streiks  die  „Erpressbarkeit“  des  Staates  vermeiden  soll.  Ein
Streik  würde  dieses  Selbstverständnis  brechen  und  es  ermöglichen,
thematisch  und zeitlich  direkter  auf  den Staat  einzuwirken.  Dies  ist  ein
absurdes Argument, wenn man sich die massive Korruption/Lobbyismus und
damit  die  direkte  Einlussnahme der  Kapitalist_Innenklasse  auf  den Staat
ansieht.
Schaut man auf einige Branchen zeigt sich auch sehr schnell, wie schwer ein
Streik der Arbeiter_Innen in dieser Branchen das gesellschaftliche Leben
zum Stehen bringen könnte: Die Streiks des Bahnpersonals beweisen das
immer
wieder, aber auch ein Streik der Lehrer_Innen hätte drastische Folgen, man
denke nur an die Aufgeschmissenheit
während der Phasen des Homeschoolings. Und dabei wurden die Kinder noch
teilweise betreut, das wäre bei einem Streik vielleicht nur noch sporadisch
möglich. Und das sind nur einzelne Gruppen, die streiken. Bei einem
politischen Streik vernetzen sich die Arbeiter_Innen verschiedener Bereiche
ja meist für übergeordnete Ziele. So
können sie im Idealfall auch nicht gegeneinander ausgespielt werden, wie es
bei jedem Bahnstreik der Fall ist.
Ein anderes Problem welches in dem Zusammenhang mit dem politischen
und  gewerkschaftlichen  Streik  zusammenhängt,  ist  die  Untrennbarkeit
beider  Formen.  Politische  Streiks  wirken  sich  auch  immer  auf  die
Unternehmer aus,  es  gehört  schließlich auch zu dieser Aktionsform. Der
gewerkschaftliche  Streik  wirkt  sich  ebenfalls  bei  langer  Laufzeit  auf  die
Politik  aus,  da  sie  in  gewisser  Weise  immer  als  Vermittler  zwischen



Proletariat und Bourgeoisie wirken soll (natürlich nur soweit die Grundsätze
der  Herrschaft  des  Kapitals  (ihre  Besitzverhältnisse)  nicht  angegriffen
werden,  und mit  dem Ziel  den Klassenkampf zu mildern),  aus den vorig
erklärten Auswirkungen auf die restliche Gesellschaft.

Politische Selbstbestimmung der Arbeiter_Innen statt Illegalisierung!

Es ist ein weiterer Ausdruck der Arbeiter_Innenfeindlichkeit, wie mit dem
Streikrecht  umgegangen wird:  So wenig wie möglich werden Rechte für
Arbeiter_Innen eingeräumt. Der politische Streik ist verboten und mit der
deutschen  Demokratie  nicht  vereinbar.  Sollte  er  doch  durch  die
Meinungsfreiheit  gedeckt  sein,  kann  es  immer  noch  zu  Problemen
mit  dem  Arbeitgeber_Innen  kommen.  Gewerkschaftliche  bzw.  tariliche
Streiks  sind  nur  nach  Ablauf  der  Tarifrunden
möglich  und können so  auch von Arbeitgeber_Innen stark  eingeschränkt
werden.
Wir sehen an diesem Beispiel aber auch, wie wenig Einluss von uns auf die
parlamentarische Demokratie genommen
werden  kann  und  wie  starr  sie  ist.  Wir  müssen  also  weiterhin  für  ein
politisches  Streikrecht  eintreten,  als  erste  Form  uns  Gehör  in  dem
derzeitigen System zu verschaffen. Wir müssen langfristig aber auch für die
Ersetzung  der  parlamentarischen  Demokratie  durch  die  Rätedemokratie
eintreten, in der jede Person, dort wo sie lebt,
arbeitet  und lernt organisiert  ist  und sich politisch einbringt.  Und damit
kommen wir auch wieder zu der Überschrift
zurück: Diese Ziele wird uns die Bourgeoisie nicht schenken, wir müssen sie
uns selber erkämpfen, eben mit dem politischen Streik!

Gegen die Illegalisierung politischer Streiks!

Für eine proletarische Antikriegsbewegung, in der
Arbeiter_Innen, Soldat_Innen & Jugendliche gemeinsam
gegen die Kriege der Bourgeoisie streiken &
kämpfen!

Für Streiks am 1. Mai gegen die aktuellen politischen
Fehler, wie Aufrüstung und schlechte



Klimapolitik, statt Bier-Trinken und sich selbst
feiern (von Gewerkschaften, und Linker, sowie
SPD)

Grundlagen  des  Marxismus:
Warum  gibt  es  immer  noch
Krieg?
von Felix Ruga

Mit dem Überfall der russischen Armee auf die Ukraine hat wirklich kaum
jemand  gerechnet.  Alle  dachten,  dass  Putin  niemals  so  „verrückt“  sein
könnte, wirklich eine offene Aggression zu starten. Und trotzdem kam sie
dann  und  seitdem  sind  sich  alle  einig  –  von  der  Bildzeitung  bis  zur
Bundesregierung -, dass das die Einzeltat eines Verrückten sei, der zu Fall
gebracht gehört, dann wird es wieder Frieden in Europa geben. Es ist klar,
dass  Marxist_Innen  widersprechen  müssen,  wenn  große  historische
Zusammenhänge mit dem Charakter großer Männer erklärt werden, denn
wir in den die Ursachen im System. Das wurde in dem Fall  genauer in
unseren anderen Artikeln zum Thema erklärt, aber der jahrelange Konflikt in
der  Ukraine  geht  zweifelsohne  um  die  Frage,  welcher  Machtblock  den
größten Einfluss in der Ukraine haben soll: Russland oder die NATO? Und da
stellt sich nun die Frage:

Warum gibt es überhaupt Einflusssphären?

Dass die Welt in Einflusssphären eingeteilt wird, ist nichts, was erst mit dem
Kapitalismus  entstanden  ist.  Mit  Einflusssphären  meint  man Länder,  die
wirtschaftlich oder politisch von anderen, stärkeren Ländern abhängig oder
sogar  gelenkt  sind.  Das  gab  es  auch  schon  in  vorkapitalistischen
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Gesellschaften.  Im  Kapitalismus  hat  dies  die  Form  der  Kolonialisierung
angenommen, bei der die Länder Lateinamerikas, Afrikas und Teilen Asiens
den Kolonialreichen angeschlossen und dann ausgebeutet wurden. Nach dem
2. Weltkrieg ist die Form der Vollkolonien verloren gegangen und stattdessen
überwiegt jetzt die Halbkolonie.

„Halbkolonie“, weil sie formal-politisch unabhängig ist, aber dennoch durch
die  wirtschaftliche Abhängigkeit  von einem oder  mehreren Ländern eine
Kolonie ist, also auch politisch hörig.

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts veränderte sich etwas Fundamentales im
Kolonialsystem  und  die  Arbeiter_Innenbewegung  entwarf  die
Imperialismustheorien,  um  dies  zu  beschreiben.  Diese  besagt,  dass  der
Kapitalismus seinen eigentlichen Zweck erfüllt hat, die Welt in ein globales
System zu integrieren, denn dieses System ist nun hergestellt. Die gesamte
Welt ist mittlerweile in Großmächte und abhängige Länder aufgeteilt und
diese Abhängigkeit ist immer wichtiger geworden, weil das Kapital in den
imperialistischen Nationen nicht mehr genug Absatz findet und nun auch in
die schwächeren Länder anlegt.

Da  die  imperialistischen  Nationalstaaten  vor  Allem  die  Interessen  ihrer
nationalen kapitalistischen Klasse vertreten, müssen sie stets bestrebt sein,
ein  möglichst  effizientes  imperialistisches  System  aus  Halbkolonien
aufzubauen,  denn  je  effizienter  dieses  ist,  desto  größere  wirtschaftliche
Potentiale  hat  man.  Das  bedeutet  nicht  unbedingt,  dass  es  dabei  immer
ausschließlich  darum  geht,  wirtschaftlich  relevante  Einflusssphären  zu
behaupten.  Bei  manchen  Ländern  geht  es  mehr  um  „geostrategische“
Gründe, also dass sie militärisch gut liegen, eine konkurrierende Macht in
der  Ausbreitung  blockieren  oder  andernfalls  eine  Gefahr  für  das  eigene
imperialistische System darstellen würden.

Und warum kommt es zu Eskalationen?

Oft  bedeutet  „gute“  imperialistische  Politik  die  Ausweitung  der  eigenen
Einflusssphäre. Dies entspricht im imperialistischen Zeitalter, andere Mächte
zu  verdrängen.  Bei  Halbkolonien  nimmt  das  meist  zunächst  die  Form



erhöhter wirtschaftlicher Aktivitäten ein. Mit guten Preisen oder günstigen
Investitionen möchte  man Teile  des  Marktes  in  der  Halbkolonie  an  sich
reißen. Ab einem gewissen Punkt kann man die wachsende wirtschaftliche
Abhängigkeit  dazu  ausnutzen,  an  die  Halbkolonie  auch  politische
Forderungen  zu  stellen.  Wenn  sich  die  Halbkolonie  nun  dagegen  wehrt
können auch ganz schnell  Sanktionen oder Wirtschaftsblockaden erhoben
werden,  oder  reaktionäre  Putschbewegungen  unterstützt.  Oder  eine
Großmacht  geht  mit  dem  Brecheisen  vor  und  marschiert  direkt  ein.

Dieses  Verdrängen  der  alten  Macht  ist  selbstverständlich  eine  heftige
Provokation.  Wenn  diese  unbeantwortet  bleibt  und  damit  die  Eskalation
einseitig nicht mitgetragen wird, dann bedeutet das auf kurz oder lang, dass
die alte Macht ihre Position verliert. Dadurch gibt es einen Zwang, in der
imperialistischen  Weltpolitik  Eskalationen  mitzugehen,  denn  jede
Großmacht, die das nicht tut, ist bald keine Großmacht mehr. Diese Konlikte
werden  nur  im  Extremfall  mit  unmittelbarer  militärischer  Gewalt
ausgetragen.  Politische  Isolation,

wirtschaftliche Sanktionen oder militärische Drohkulissen gehen dem meist
voraus und gehören zum gleichen imperialistischen Werkzeugkasten wie der
Krieg.  Daher  auch  der  bekannte  Ausspruch  „Der  Krieg  ist  eine  bloße
Fortsetzung  der  Politik  mit  anderen  Mitteln“.  Und  solange  es  die
imperialistische Konkurrenz gibt, solange wird es auch immer die Gefahr von
Krieg geben.

Was machen wir dagegen?

Ein  wirkungsvoller  Widerstand  gegen  den  Krieg  darf  nicht  beim bloßen
Pazifismus stehenbleiben.  Einfach nur  gegen Krieg zu sein,  reicht  leider
nicht.  Wir  müssen das System,  das  den Krieg hervorbringt,  überwinden.
Deswegen benötigt eine Friedensbewegung eine klare antiimperialistische
Haltung, die sich in innerimperialistischen Konflikten auf keine der beiden
Seiten stellt, auch wenn die eine Seite aggressiver oder böser wirkt. Wir
müssen  uns  gegen  das  gesamte  imperialistische  System aufstellen!  Und
dafür nehmen wir eine internationalistische Perspektive ein und wollen uns
mit  den  Arbeiter_Innen-  und  Friedensbewegungen  anderer  Länder



verbünden, wobei jede zunächst den eigenen imperialistischen Nationalstaat
zum Hauptfeind nimmt, um nicht gegeneinander ausgespielt zu werden.

Allerdings verteidigen wir immer das Selbstbestimmungsrecht unterdrückter
Völker und von Halbkolonien. Wenn wir gemeinsam ein neues, sozialistisches
Weltsystem erkämpfen, dann können wir den Krieg auch endgültig beenden!

Daher fordern wir:

Für den Aufbau einer internationalen Antikriegsbewegung gegen den
Kapitalismus  als  Kriegsursache  aus  Arbeiter_Innen  und
Unterdrückten

Gegen imperialistische Aufrüstung und Militärbündnisse wie NATO
oder OVKS

Für  das  Selbstbestimmungsrecht  aller  Völker  und  unterdrückten
Halbkolonien

SDAJ-Konferenz:  Kein  Schritt
zur Antikriegsbewegung
Jonathan Frühling

Am Samstag, den 23. April 2022, lud ein von der SDAJ geführtes Bündnis,
bestehend  aus  u.  a.  DIDF,  [‚solid],  ver.di  Jugend,  GEW  Jugend  und
Naturfreundejugend  zu  einer  Antikriegskonferenz  von  Jugendlichen  ein.
Revolution beteiligte sich mit Genoss_Innen aus verschiedenen Städte daran,
auch wenn wir  –  wie  eine  Reihe  anderer  linker  Gruppen –  nicht  in  die
Vorbereitung involviert worden waren.

Da die SDAJ ihre gesamte Mitgliedschaft mobilisierte, waren ca. 250 Leute
anwesend, was sehr beachtlich war. Insgesamt begrüßen wir diesen Vorstoß
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und haben uns deshalb gerne daran beteiligt. Allerdings hat die Konferenz
am Ende mehr den desaströsen Opportunismus der SDAJ zur Schau gestellt,
als  dass  sie  die  Antikriegsbewegung  praktisch  oder  theoretisch
vorangebracht  hätte.

Expert:innenvorträge und Workshops
Zu Beginn gab es sogenannte „Expert:innenvorträge“ z. B. von der LINKEN
und einem ehemaligen IG Metall-Vorstandsmitglied. Das war zwar zum Teil
interessant,  allerdings  konnten  uns  diese  Leute  mit  ihrem  lauwarmen
Reformismus keine Antworten auf  Krieg,  Aufrüstung und imperialistische
Unterdrückung liefern. Es schloss sich eine Workshopphase an, in der relativ
frei diskutiert werden konnte. Allerdings war auch hier der Fokus vor allem
auf Deutschland gerichtet. Dort brachten unsere Genoss_Innen ein, dass wir
uns unbedingt zur NATO und zum Krieg in der Ukraine positionieren müssen,
was von der SDAJ kategorisch zurückgewiesen wurde. Am Ende kam eine
Frau aus dem Vorstand der SDAJ sogar auf uns zu und hat gesagt, es wäre
unsolidarisch, wenn wir das vor dem großen Podium ansprechen würden,
weil sich ja die Organisator_Innen im Vorfeld schon geeinigt hatten, dazu zu
schweigen!

Die Resolution
Zum  Schluss  wurde  eine  Resolution  verabschiedet.  Sie  war  allerdings
politisch  extrem schwach.  Es  gab  KEINE (!)  Einschätzung der  aktuellen
(Welt-)Lage, sondern nur ein paar antimilitaristische Forderungen. Diese sind
zwar unterstützenswert, aber fokussieren sich nur auf Deutschland. Zudem
reichen  sie  nicht  dazu  aus,  einer  Antikriegsbewegung  der  Jugend
Handlungsorientierung  zu  geben,  zumal  sie  sich  um alle  internationalen
Fragen  drücken.  Folgende  Worte  fanden  überhaupt  keine  Erwähnung:
Arbeiter_Innenklasse,  Gewerkschaft,  Streik,  NATO,  Russland,  (Anti-
)Kapitalismus, Imperialismus. Das alleine sollte Beweis genug dafür sein, wie
unzureichend die Resolution ist.

Aufgrund  unserer  Intervention  in  der  Workshopphase  fühlte  sich  der
Vorstand  der  SDAJ  dazu  genötigt,  vor  der  Diskussion  zur  Resolution



anzukündigen, dass man bitte nichts zu dem Ukrainekrieg sagen soll!  Es
gebe  dazu  keine  Einigung  unter  den  Gruppen  und  deshalb  hätten  die
Organisator:innen im Vorfeld beschlossen, die Frage auszuklammern! Als von
uns  und  der  MLPD-Jugendorganisation  Rebell  Anträge  zu  den  Themen
imper ia l i s t i sche  Aggress ion ,  NATO  und  e inem  Bezug  zur
Arbeiter:innenklasse  eingebracht  wurden,  wurde  einem  unserer
Genoss:innen sogar kurzzeitig das Mikrophon aus der Hand gerissen! Die
Anträge wurden dann von der Protokollantin zum Teil gar nicht notiert oder
mit der Begründung „Es hat ja jemand dagegen gesprochen“ einfach nicht in
die  Resolution  aufgenommen.  Eine  demokratische  Abstimmung  zu  den
gestellten  Anträgen  fand  einfach  nicht  statt!  Diese  bürokratische
Vorgehensweise war wirklich eine Schande. Da das beschämende Verhalten
der SDAJ-Führung offen vor dem gesamten Plenum passiert ist,  bleibt zu
hoffen, dass das nicht nur uns übel aufgestoßen ist.

Auch  praktisch  sah  es  nicht  rosiger  aus.  Die  beachtliche  Größe  dieser
Konferenz wurde nicht dazu genutzt, Aktionen wie z. B. dezentrale Aktionen
an  dem  Tag,  an  dem  im  Bundestag  über  den  100-Mrd.-Sonderetat  der
Bundeswehr abgestimmt wird,  zu planen.  Stattdessen blieb es bei  einem
folgenlosen „Beteiligt euch an Aktionen zum 8. Mai (Tag der Befreiung) und
zum 1. September (Antikriegstag)!“

Die Tatsache, dass für dieses zentrale Papier nur 20 Minuten für Diskussion,
Anträge  und Abstimmung geplant  waren,  zeigt,  dass  ein  demokratischer
Prozess zur Erstellung einer Resolution von Anfang an nicht gewünscht war.

Fazit
Die  Konferenz  hätte  dazu  genutzt  werden  können,  um  die  drängenden
Fragen zum Thema Krieg und Frieden unserer Zeit zu diskutieren. Es ist so
wichtig,  dass  wir  unsere  Analysen  und  Forderungen  austauschen  und
diskutieren. Nur wenn wir verstehen, was gerade passiert und wieso, können
wir  programmatische  Antworten  finden  und  um  dieses  Programm  eine
schlagkräftige Bewegung formieren.

Das Argument, dass man alle strittigen Punkte ausklammert und z. B. nicht



die  NATO  kritisiert,  damit  ver.di  die  Resolution  unterstützt,  ist  feiger
Opportunismus  und  blockiert  den  Aufbau  einer  kämpferischen
Antikriegsbewegung. Wie sollen wir die Millionen Gewerkschaftsmitglieder
und Jugendlichen von unseren Positionen überzeugen, wenn wir sie ihnen
nicht mitteilen und einladen, darüber zu diskutieren?

Leider bleibt zu sagen, dass die Konferenz keinen Schritt in Richtung einer
Jugendbewegung gegen Krieg setzte.  Am Ende sind wir alle nach Hause
gefahren und konnten uns nicht einmal denken: „Schön, dass wir mal drüber
geredet  haben.“  Denn  selbst  das  war  von  den  Organisator_Innen  nicht
gewünscht.

SDAJ-Konferenz:  Kein  Schritt
zur Antikriegsbewegung
Jonathan Frühling, REVOLUTION, 25. April 2022

Am Samstag, den 23. April 2022, lud ein von der SDAJ geführtes Bündnis,
bestehend  aus  u.  a.  DIDF,  [‚solid],  ver.di  Jugend,  GEW  Jugend  und
Naturfreundejugend  zu  einer  Antikriegskonferenz  von  Jugendlichen  ein.
Revolution beteiligte sich mit Genoss_Innen aus verschiedenen Städte daran,
auch wenn wir  –  wie  eine  Reihe  anderer  linker  Gruppen –  nicht  in  die
Vorbereitung involviert worden waren.

Da die SDAJ ihre gesamte Mitgliedschaft mobilisierte, waren ca. 250 Leute
anwesend, was sehr beachtlich war. Insgesamt begrüßen wir diesen Vorstoß
und haben uns deshalb gerne daran beteiligt. Allerdings hat die Konferenz
am Ende mehr den desaströsen Opportunismus der SDAJ zur Schau gestellt,
als  dass  sie  die  Antikriegsbewegung  praktisch  oder  theoretisch
vorangebracht  hätte.
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Expert:innenvorträge und Workshops

Zu Beginn gab es sogenannte „Expert:innenvorträge“ z. B. von der LINKEN
und einem ehemaligen IG Metall-Vorstandsmitglied. Das war zwar zum Teil
interessant,  allerdings  konnten  uns  diese  Leute  mit  ihrem  lauwarmen
Reformismus keine Antworten auf  Krieg,  Aufrüstung und imperialistische
Unterdrückung liefern. Es schloss sich eine Workshopphase an, in der relativ
frei diskutiert werden konnte. Allerdings war auch hier der Fokus vor allem
auf Deutschland gerichtet. Dort brachten unsere Genoss_Innen ein, dass wir
uns unbedingt zur NATO und zum Krieg in der Ukraine positionieren müssen,
was von der SDAJ kategorisch zurückgewiesen wurde. Am Ende kam eine
Frau aus dem Vorstand der SDAJ sogar auf uns zu und hat gesagt, es wäre
unsolidarisch, wenn wir das vor dem großen Podium ansprechen würden,
weil sich ja die Organisator_Innen im Vorfeld schon geeinigt hatten, dazu zu
schweigen!

Die Resolution

Zum  Schluss  wurde  eine  Resolution  verabschiedet.  Sie  war  allerdings
politisch  extrem schwach.  Es  gab  KEINE (!)  Einschätzung der  aktuellen
(Welt-)Lage, sondern nur ein paar antimilitaristische Forderungen. Diese sind
zwar unterstützenswert, aber fokussieren sich nur auf Deutschland. Zudem
reichen  sie  nicht  dazu  aus,  einer  Antikriegsbewegung  der  Jugend
Handlungsorientierung  zu  geben,  zumal  sie  sich  um alle  internationalen
Fragen  drücken.  Folgende  Worte  fanden  überhaupt  keine  Erwähnung:
Arbeiter_Innenklasse,  Gewerkschaft,  Streik,  NATO,  Russland,  (Anti-
)Kapitalismus, Imperialismus. Das alleine sollte Beweis genug dafür sein, wie
unzureichend die Resolution ist.

Aufgrund  unserer  Intervention  in  der  Workshopphase  fühlte  sich  der
Vorstand  der  SDAJ  dazu  genötigt,  vor  der  Diskussion  zur  Resolution
anzukündigen, dass man bitte nichts zu dem Ukrainekrieg sagen soll!  Es
gebe  dazu  keine  Einigung  unter  den  Gruppen  und  deshalb  hätten  die
Organisator:innen im Vorfeld beschlossen, die Frage auszuklammern! Als von
uns  und  der  MLPD-Jugendorganisation  Rebell  Anträge  zu  den  Themen
imper ia l i s t i sche  Aggress ion ,  NATO  und  e inem  Bezug  zur



Arbeiter:innenklasse  eingebracht  wurden,  wurde  einem  unserer
Genoss:innen sogar kurzzeitig das Mikrophon aus der Hand gerissen! Die
Anträge wurden dann von der Protokollantin zum Teil gar nicht notiert oder
mit der Begründung „Es hat ja jemand dagegen gesprochen“ einfach nicht in
die  Resolution  aufgenommen.  Eine  demokratische  Abstimmung  zu  den
gestellten  Anträgen  fand  einfach  nicht  statt!  Diese  bürokratische
Vorgehensweise war wirklich eine Schande. Da das beschämende Verhalten
der SDAJ-Führung offen vor dem gesamten Plenum passiert ist,  bleibt zu
hoffen, dass das nicht nur uns übel aufgestoßen ist.

Auch  praktisch  sah  es  nicht  rosiger  aus.  Die  beachtliche  Größe  dieser
Konferenz wurde nicht dazu genutzt, Aktionen wie z. B. dezentrale Aktionen
an  dem  Tag,  an  dem  im  Bundestag  über  den  100-Mrd.-Sonderetat  der
Bundeswehr abgestimmt wird,  zu planen.  Stattdessen blieb es bei  einem
folgenlosen „Beteiligt euch an Aktionen zum 8. Mai (Tag der Befreiung) und
zum 1. September (Antikriegstag)!“

Die Tatsache, dass für dieses zentrale Papier nur 20 Minuten für Diskussion,
Anträge  und Abstimmung geplant  waren,  zeigt,  dass  ein  demokratischer
Prozess zur Erstellung einer Resolution von Anfang an nicht gewünscht war.

Fazit

Die  Konferenz  hätte  dazu  genutzt  werden  können,  um  die  drängenden
Fragen zum Thema Krieg und Frieden unserer Zeit zu diskutieren. Es ist so
wichtig,  dass  wir  unsere  Analysen  und  Forderungen  austauschen  und
diskutieren. Nur wenn wir verstehen, was gerade passiert und wieso, können
wir  programmatische  Antworten  finden  und  um  dieses  Programm  eine
schlagkräftige Bewegung formieren.

Das Argument, dass man alle strittigen Punkte ausklammert und z. B. nicht
die  NATO  kritisiert,  damit  ver.di  die  Resolution  unterstützt,  ist  feiger
Opportunismus  und  blockiert  den  Aufbau  einer  kämpferischen
Antikriegsbewegung. Wie sollen wir die Millionen Gewerkschaftsmitglieder
und Jugendlichen von unseren Positionen überzeugen, wenn wir sie ihnen
nicht mitteilen und einladen, darüber zu diskutieren?



Leider bleibt zu sagen, dass die Konferenz keinen Schritt in Richtung einer
Jugendbewegung gegen Krieg setzte.  Am Ende sind wir alle nach Hause
gefahren und konnten uns nicht einmal denken: „Schön, dass wir mal drüber
geredet  haben.“  Denn  selbst  das  war  von  den  Organisator_Innen  nicht
gewünscht.


